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Diese Schlussfolgerung ist zustandegekommen , ohne dass vorher 
folgende Fragen abgeklart wurden: 

Die Freiheit des Individuums kann durch Zwange verschiedener 
Institutionen eingeschrankt werden . Handelt es sich um staat­
liche , gesellschaftliche , wirtschaftliche, biologische , ·kli­
matische, geographische, personale ete . , Zwange? 

Da die bürgerliche Auffassung von personlicher Freiheit vorab 
die Freiheit des (bürgerlichen) Individuums vom Staate meint , 
kann es also zugegebenermassen nicht darum gehen , in welcher 
Staatsform das Individuum am meisten Freiheit geniesst, son­
dern nur darum, in welcher Staatsform das Individuum am mei­
sten Freiheit gegenüber dem Staate geniesst. 

Die personliche Freiheit vom Staate kann im Verlaufe des 
historischen Prozesses nur dann als Forderung und Maxime auf­
treten, wenn ein Individuum oder eine bestimmte gesellschaft­
liche Schicht sich nicht mehr mit dem Staat identifizieren 
kann. Das Bürgertum ist aber langst an die Macht gekommen , 
hat lange schon einen bürgerlichen Staat errichtet. Weshalb 
vertritt es immer noch die Auffassung der personlichen Frei­
heit vom Staat? Weil es erkannt hat, dass ohne die formell 
in der Verfassung garantierten negativen Freiheitsrechte auf­
heben zu müssen, die Schichten, die sich nicht mit dem bür­
gerlichen Staat identifizieren konnen, also vorab das Prole­
tariat , durch zwange nichtstaatlicher Art unterdrückt werden 
konnen . 

Dass Die Unterdrückung des Proletariats ohne staatlichen 
Zwang (wenigstens ohne deklaratorischen) vorsich geht, gibt 
dem Bürgertum seine wichtigste ideol ogische Waffe : 
DIE FREIHEITSIDEOLOGIE ! 

Welches sind aber die nichtstaatlichen zwange des Bürgertums 
gegenüber dem Proletariat? Es ist der allesumfassende zwang 
der kapitalistischen Ausbeutung . Hier , wo das Bürgertum die 
Produktionsmittel besitzt , sind in der Tat die Maximen von 
Freiheit und Gleichheit frei von ihrem ideologischen Schleier : 
Der Arbeiter tritt dem bürgerlichen Produzenten als freier 
Verkaufer seiner Arbeitskraft gegenüber im Gleichheitsverhalt­
nis des Tauschhandels : Arbeitskraft gegen Lohn. 

Solange sich die besitzende bürgerliche Klasse mit dem Staat 
identifiziert (wenigstens interessemassig), kann die person­
liche Freiheit vom Staate auch nur rein formalen Charakter 
haben . Nur eine Demokratie, welche kein Klassenstaat mehr ist, 
kann reale personliche Freiheit garantieren. 
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3. Argumente Prof. Kagis zugunsten des Freien Mandats 

Ohne Freies Mandat gibt es kein echtes Parlament, weil das Par­
lament nur die Statte der Auseinandersetzung und Diskussion 
freier Geister sein kann. Ein Parlamentarier, welcher von seiner 
Wâhlergruppe Instruktionen erhalt, wie er sich bei einer besti~~­
ten Frage zu verhalten hat, der also nicht nur nach seinem Ge­
wissen urteilt, braucht in einem Parlament gar nicht mehr anwe­
send zu sein, sondern er kann seine Stellungnahme ebenso gut 
schriftlich vorlegen . 

Da das ideologische Fundament des Freien Mandats die Reprasen­
tationstheorie ist , lehnt Prof. Kagi demzufolge auch die Parteien 
als Trager des Willensbildungsprozesses ab. Der Volkswille muss 
nicht organisiert sein , um verwirklicht zu werden; "Unabhangige 
Personlichkeiten" reprasentieren den Volkswillen . 

4. Kritik aus der Sicht der Demokratie (formal) 

Prof. Kagis Argumentation konnte nicht einmal eine Formaldemo­
kratie stützen. Der formaldemokratische Standpunkt verlangt nam­
lich als Kriterium die Methode der Erzeugung des Staatswillens. 
Dieses Kriterium ist für das Freie Mandat vollig nebensachlich. 
Die "unabhangigen" Personlichkeiten werden vom Volke gewahlt . 
Dies scheint klar und einfach, setzt aber die Homogenitat des 
Volkes voraus . Wenn diese Voraussetzung zutrafe, dann konnte 
eine "unabhangige" Personlichkeit ebensogut die Interessen eines 
St. Galler Textil-Industriellen wie die eines Genfer Hilfsar­
beiters reprasentieren. Ist diese "unabhangige" Personlichkeit 
einmal gewahlt , so erzeugt sie im Parlament den Staatswillen 
unach seinem Gewissen " , d . h . unabhangig von den Interessen ihrer 
Wahlergruppe. Das Volk ist also gerade soweit an der Willens­
bildung des Staates beteiligt, das s es eine '1unabhangige " Person­
lichkeit ins Parlament wahlen darf , welche nach eigenem Gewissen 
tun und lassen kann, was ihr beliebt. Die Willensbildung des 
Volkes braucht nicht rationalisiert zu werden, die Interessen des 
Volkes sind automatisch die Interessen der uunabhangigenu Per­
sonlichkeiten . 

5. Kritik aus der Sicht der Demokratie (material) 

Was die formaldemokratische Fritik am Freien Mandat nicht ver­
mag, namlich den Verschleierungscharakter des Freien Mandats in 
seiner historischen Dimension, sowie die ihm zugrundeliegende 
Reprasentationstheorie als ursprünglich absolutistische Herr­
schaftslegitimation aufzuzeigen, muss die demokratische Kritik 
leisten. 
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Feudalherrschaft wie Herrschaft des liberalen Bürgertums be­
dienten sich der Reprasentationstheorie; nur stellte sich für 
die liberale Grossbourgeoisie das Problem wie die Reprasenta­
tionstheorie, die im Absolutismus auf einzelne Wesen zugesch­
nitten war, in die Idee des Parlamentarismus integriert werden 
konnte . Das Freie Mandat, die Erfindung der "unabhangigen" Per­
sonlichkeit konnte demnach zwischen Parlamentarismus als pro­
gressiver Errungenschaft und Herrschaft des Bürgertums vermit­
teln . 

Wie ahistorisch die Vorstellung des Freien Mandats ist zeigt 
aber der Ablauf der historischen Entwicklung. Wahrend früher 
das Freie Mandat geeignet war, das Parlament zum Selbstzweck 
zu machen,sprechen wir heute von einer Abwertung des Parlaments. 
Weshalb? Durch die Verscharfung des Klassenkampfes wahrend der 
Wirtschaftskrise der Dreissiger Jahre, die sich auch in den De­
batten des Parlaments ausdrückte, kam man allmahlich zur Er­
kenntnis, wie es mit der Unabhangigkeit der "unabhangigen" Per­
sonlichkeiten bestelltwar. Der Widerspruch zwischen Herrschaft 
und Ideologie ist somit auf eine geschichtlich hohere Stufe 
gekommen : Wahrend früher das Freie Mandat die Herrschaft immer 
weniger rechtfertigen konnte, weil man, an die Macht des Par­
laments glaubend, dadurch {wie Rousseau und Marx) die Herr-
schaft des Volkes auf den Wahlakt beschrankt sah, hat die Dif­
ferenzierung des sozialen Korpers, die Aufblahung und zunehmende 
Undurchsichtigkeit der Verwaltung, die mit der E~twicklung der 
technoligischen Produktivkrafte einhergehende Vermehrung der 
Sachzwange zur Situation geführt, dass die Antithese zur Recht­
fertigungsideologie des Freien Mandats nicht mehr allein das 
Imperative Mandat und die Vermehrung der plebiszitaren Elemen-
te sein kann, sondern, nachdem man den Anteil am Willensbil­
dungsprozess des Staates von Verbanden, Wirtschaftsorganisationen, 
politischen Parteien, Gewerkschaften, usw. einmal zur Kenntnis 
genommen hat, nur zusatzlich in der Demokratisierung , d.h. im 
Ausbau der demokratischen Kontrollmechanismen dieser Verbande 
und Organisationen selbst bestehen kann . 

Das Freie Mandat drückt insofern einen geschichtlich überholten 
Widerspruch aus : den Widerspruch zwischen Liberalismus und De­
mokratismus . Der Liberalismus ist keine echte Antithese zum 
Demokratismus mehr , weil der Monopqlkapitalismus den Untergang 
der breiten mittelstandischen Schicht des selbstandig erwer­
benden Bürgertums als geschichtlichen Trager dieser Ideologie 
beschleunigt . Der Glaube des Liberalismus an die freie und un­
abhangige Personlichkeit war begründet auf einem Merkmal, welches 
Herrschaftsverhaltnisse einfach und durchschaubar gestaltete: 
auf der erscheinungsmassigen Identitat von Macht und Person. 
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Unternehmer- Ideologie : 

"G e d a n k e n z u r M i t b e s t i m m u n g " 

Prasidialadresse von Dr . E. Bernasconi , Verwaltungs­
rat der Ciba- Geigy AG, an der Mitgliederversamrnlung 
des Basler Volkswirtschaftsbundes vom 11 . 11.71 . 

Der Klassenkampf als historisch bestimmendes Phanomen wird gegen­
wartig in der Schweiz - in bestimrnender Weise - ausgerechnet nur 
von derjenigen Klasse geführt, welche ihn in ihrer Ideologie per­
manent zu negieren versucht, mit der Begründung : Dreher und 
Bührle, Fraser und Schmidheiny, Mieter und Gohner : "Wir alle 
sitzen doch im gleichen Boot, unter dem gleichen Dach ! " 

Wahrend solche Parolen infolge der revisionistischen Politik der 
schweizerischen Arbeitnehmerorganisationen im Volke weit ver­
breitet sind und deshalb auf jede sozialistische Politik lahmend 
wirken, haut die Bourgeoisie munter auf ihre klassenkampferische 
Propagandapauke in ihren Betriebs- und Tageszeitungen, in ihren 
Lehrbüchern, in ihren Massenmedien und - wie die folgende zeigt -
auch in ihren Betriebsansprachen. 

l . Die sozialethische Forderung 

"Die Selbstbestimmung ist sozialethisch ein 
Grundrecht des Menschen . " 

Wenn der Ciba-Geigy- Gewaltige seine "Gedanken zur Mitbestim­
mung" derart hochtonend einteitet, so lasst das aufhorchen, 
denn er hilft immerhin mit, 68 ooo Beschaftigte und den von 
ihnen erarbeitete Reingewinn von ca . l Milliarde Franken zu 
"verwalten" . (cf . "SBG- Aktienführer 1971 " , S. 96 ff . ) Meint er 
es e rnst? ER meint•s nicht - wie sollte er auch : 

"Und dennoch kann der axiomatische Standpunkt im 
praktischen Leben nicht ohne Einschrankung gelten. 
Das wird offenbar, sobald sich eine grossere Zahl 
von Menschen zu einer Gemeinschaft zusammenschliesst 
- beispielsweise in einem Unternehmen -, um nach 
dem Prinzip der Arbeitsteilung eine optimale wirt­
schaftliche Leistung zu erbringen . Die gegenseitige 
Abhangigkeit wird sofort evident . Hier muss die 
Freiheit des Einzelnen im Interesse des Ganzen 
einer Ordnung unterstellt werden . " 
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Dieses sehliehte Unternehmer-Gewaseh sei einer kritisehen 
Analyse kurz unterzogen. Sehon der Ausgangspunkt des Gedanken­
ganges ist falseh: In einer kapitalistisehen Wirtsehaftsord­
nung sehliesst sieh nieht eine grossere Zahl 10n Mensehen in 
einem Betrieb zusa~~en - gleiehsam freiwillig und wie die 
Ciba mit der Geigy zweeks Profitmaximierung - sondern der Ar­
beiter , der Dienstpfliehtige überhaupt ist a u f G e d e i h 
u n d V e r d e r b g e z w u n g e n, s e i n e A r b e i t s­
k r a f t d e m P r o d u k t i o n s m i t t e l b e s it-
z e r z u v e r k a u f e n . Di ese Tatsaehe ist das aueh 
heute noeh geltende H e r r s e h a f t s v e r h a l t n i s 
z w i s e h e n K a p i t a l u n d A r b e i t. Die zusam­
mensehliessungstheorie ist jedoeh reine Ideologie, was dem 
Arbeitnehmer spatestens dann offenbar werden dürfte, wenn es 
nieht mehr um den "Zusammensehluss", sondern um seinen Aus­
sehluss, um seine Entlassung geht ! 

Vom Standpunkt des Dienstpfliehtigen entbehren dann die Folge­
rungen des Unternehmers nieht der Ironie: Selbstverstandlieh 
wird infolge der Arbeitsteilung die gegenseitige Abhangigkeit 
evident, doeh gerade deshalb ist d i e T r e n n u n g v o n 
g e s e l l s e h a f t l i e h e r A r b e i t u n d J e r e n 
p r i v a t e A n e i g n u n g d u r e h d i e P r o d u k­
t i o n s m i t t e l b e s i t z e r der grundleqende Wider­
sprueh des kapitalistisehen Systems . 

Deshalb erhalt aueh der letzte zitierte Satz einen entgegenge­
setzten Sinngehalt , weil nieht die Freiheit des Einzelnen 
(Arbeiters - wie der Unternehmer meint) im Interesse des Ganzen 
(des Kapitals) einer Ordnung (einer vertikalen autoritaren 
Führungsstruktur) unterstellt werden darf, sondern umgekehrt 
muss die Freiheit des Unternehmers im Interesse des werktatigen 
Volkes einer umfassenden Mitbestmmungsordnung unterworfen werden. 
(Diese Forderung ist selbstverstandlieh nur unter der weit­
reiehenden Strategie der Selbstbestimmung aller Werktatigen zu 
verfolgen.) 

2 . Die Mitbestimmung als Führungsprinzip 

Man glaubt , nieht riehtig gehort zu haben: wiederum entlarvt 
der Kapitalverwalter seine Ideologie rein spraehlieh, wenn er 
aueh die Mitbestimmung immer noeh nur als ein M i t t e l 
d e r F ü h r u n g betraehtet . Und zudem als ein Mittel zu­
satzlieher A u s b e u t u n g : Da bekannt geworden ist, dass 
Betriebe dureh ihre Aufrufe zum "Mitdenken " und "Mitreden 11 bei 
Rationalisierungsfragen erhebliehe Produktions- und Gewinnstei­
gerungen verzeiehnen konnten, nennt der Unternehmer diese Art 
der "Mitbestimmung 11 die "Stillen Reserven" der Wirtsehaft, 
folglieh sei sie 11der Führungssteil, der sieh aufdrangt". 

Das unternehmerisehe Reehtsstaatsverst andnis offenbart sieh 
dann wie folgt : 
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"Er muss nicht unbedingt in Gesetz und Paragraphen verankert 
sein" . 

I m Klartext : Willkürliche "Mitbestimmung" also nur dort und 
insoweit sie dem Unternehmer Profit bringt . 

3. Die Mitbestimmung in der Praxis 

Unter diesem Abschnitt lobt er "als gutes Beispiel der Par­
tizipation im Betrieb" die aktive Mitwirkung der Arbeiter­
kommissionen bei der Einführung jenes rat ionalisierten Aus­
beutungssystems, der sog . Arbeitsplatzbewertung, welche zu 
einem "gerechteren Lohnsystem" geführt habe . Endlich : Die 
horrenden Manager- und Verwaltungsratsgehalter wurden den 
Arbeitersalaren angepasst , so dass heute die Bosse gezwun-
gen sind, ihre Landsitze und Villen am Merr durch Ueberstunden 
und dadurch zu verdienen, dass sie abends eine Flasche Bier 
weniger trinken . 

4 . Die Initiative der Gewerkschaften 

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) hat 1971 eine Ini­
tiative lanciert, welche die Einführung des folgenden Verfas­
sungsartikels verlan~ 

"Der Bund ist befugt, Vorschriften auf­
zustellen über die Mitbestimmung der Ar­
beitnehmer und ihren Organisationen in 
Betrieb , Unternehmung und Verwaltung . " 

Immerhin . Wer jedoch die Zusammensetzung des bürgerlichen Par­
lamentes kennt, weiss auch, dass die vom SGB angestrebten 
Ziele 

11 Ueberwindung der Selbstentfremdung 

- Menschwerdung des Arbeiters 

- Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit ( ! ) 

- Demokratisierung der Betriebs- und 
Unternehmungsverfassung " 

mit dieser Art des Vorgehens n i e h t verwirklicht werden 
konnen. Interessant ist nun, wie sauer und vielsagend die Unter­
nehmer auf diese bloss revisionistische Zielsetzung und auf das 
nette, weil wirkungslose Vorgehen seiner SGB- Freunde reagiert : 
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"Neu ist - und das besorgt mich am meisten -
der Versuch der Gewerkschaften, zur Recht­
fertigung ihrer Politik einen scharfen Gegen­
satz zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
zu konstruieren ... Das ist nicht die Spra­
che unserer ( ! ) Gewerkschaften, sondern of­
fenkundig importiertes Geistesgut". 

Auf gleichem Niveau: Auch wenn die Ciba-Geigy- Bosse etwa keine 
importierten Kuba- Zigarren rauchen sollten, so sind sie doch 
auf ein importiertes Geistesgut getauft . Und zudem haben sie 
nicht gemerkt oder dann vergessen, dass ihre Klasse, die Bour­
geoisie, nur mit Hilfe des importierten Geistesgutes der Auf­
klarung und der franzosischen Revolution den Feudalismus be­
siegte und so an die Macht gelangte, die sie heute noch hat! 

(Oder will der Unternehmer mit seinem Import-Argument etwa 
sagen, dass wenn Marx und Engels SCHWEIZER gewesen, der Sozia­
lismus also etwas wie Appenzeller Handstickerei oder Inner­
schweizer Hobelkase ware, dann, ja dann würde die Ciba-Geigy 
sofort und ohne lange Schiessereien von bündner Militar und 
basler Polizei die Sozialisierung des Konzerns einleiten? 
Man sollte einmal fragen . ) 

"Die klassenkampferische Argumentation der 
Gewerkschaften passt nicht mehr in das 
schweizerische Wirtschaftsbild. •·• 

So schliesst ein Vertreter derjenigen Klasse, die Tag für Tag 
ihren Klassenkampf führt, sei es, wie hier in diesen "Gedanken", 
mit diplomatisch abgezuckertem und die Tatsachen verschleierndem 
Vokabul ar, sei es mit offener Repression - auch an den Univer­
sitaten. 

·' 
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Wolfgang Abendroth, Kurt Lenk (Hrsg . ): 

Einführung in die po1itisehe Wissensehaft 

Franke Ver1ag, Bern/Münehen 1968 
360 Seiten, ea . Fr . 7.--

Das Lehrangebot der juristisehen Faku1tat ersehopft sieh irn 
wesent1iehen in der Verrnitt1ung positiven Reehts und dessen 
Anwendungsteehniken: Reehts t e e h n i k anste11e von 
Reehts w i s s e n s e h a f t. (vg1 . "KIS"-Novernberheft 71: 
Paw1owski, Studiurn der Reehtswissensehaft.) 
Methoden und Inha1te von Naehbarwissensehaften b1eiben desha1b 
ausserhalb des juristisehen Faehhorizontes . (a1s bloss pole­
rnisehes Beispiel dieser Tatsaehe nehrne rnan die bemühenden Aus­
fa11e Oftingers (SJZ, Dez. 71, S . 383) gegen "so kritik1ose 
Dozenten, die freilieh überwiegend an andern Fakultaten als 
den Juristisehen tatig sindll •• • und deren begriffliehes In­
strurnentariurn wie Manipu1ation, Transparenz usf. niehts weiter 
sei als eine Reproduktion des "studentisehen Jargons". Jargon? 
Wie weit rnehr sind dann die heiligen Begriffe bürgerlieher 
Jurisprudenz, wie Reehtsstaatliehkeit, Privatautonornie, Eigen­
turnsfreiheit usw. niehts als Jargon? Es ist offensiehtlieh : 
Wer jene in der Soziologie genau definierten Begriffe für Jar­
gon halt, zeigt seine Unkenntnis jener Wissensehaft und zugleieh 
seine Begrenzung auf rein teehnojuristisehe Kenntnisse.) 

Diese Borniertheit des bürgerliehen Jusstudiurns zu durehbreehen, 
eignet sieh die von Abendroth herausgegebene E i n f ü h r u n g 
i n d i e p o l i t i s e h e W i s s e n s e h a f t, welehe 
eine esoteriseh-wissensehaftliehe Geheirnspraehe verrneidet und 
padagogiseh didaktiseh gut durehgearbeitet und geg1iedert ist. 
Einzig die einleitenden rnethodologisehen Ueberlegungen zur Be­
gründung der k r i t i s e h e n T h e o r i e konnten dern 
Anfanger Sehwierigkeiten bereiten. 

Irn Hauptteil des Buehes werden idealtypisehe Modelle offentlieher 
Herrsehaft entwiekelt, aus denen sieh die Grundkategorien für 
die Analyse politiseher Systerne liberaler, sozialstaatlieher, 
fasehistiseher und kornrnunistiseher Provenienz gewinnen 1assen. 
Die exekutiven, legislativen und judikativen Einzelfunktionen 
sowie die Rolle der Parteien irn bürgerliehen Reehtsstaat par­
larnentariseher Pragung werden abgehandelt . Irn letzten Teil 
werden die psyehisehen und subjektiven Bedingungen politiseher 
Prozesse und Herrsehaftsforrnen untersueht . 

Ein Beispiel der Darstellungsweise : Arn sozialstaatliehen Modell 
offent1ieher Herrsehaft, das Art . 20 GG für die Bundesrepublik 
statuiert, wird deutlieh gernaeht, wie die gesellsehaftliehen 
Strukturwandlungen, insbesondere die Konzentration und Zentra-
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lisation des Kapitals, den Staat zur Intervention in die ehedem 
staatsfreie Sphare der Wirtsehaft notigen, die dureh einen sieh 
selbst regelnden Konkurrenzmeehanismus nieht mehr im Gleiehge­
wieht gehalten werden kann . Aber aueh diese Interventionen sind 
zumeist vermittelt dureh die Interessen okonomiseh-gesellsehaft­
lieher Maehte, die mit den Entseheidungsgremien der Ministerial­
bürokratie sehon fast zu einer Einheit versehmolzen sind . Soll 
der Sozialstaat sieh nieht auf die Sanktionierung des gegebene n 
sozialen Leistungs- und Versorgungssystems und auf Interven­
tionen zum zweeke der Stabilisierung des Gesamtsystems be­
sehranken, so müsste sieh die Alternative stellen, uob man die 
grosse Masse der Gesellsehaftsmitglieder der formell privaten 
Maeht derjenigen unterwirft, die über die entseheidenden óko­
nomisehen Maehtpositionen verfügen, oder ob man die in der Ge­
sellsehaft und ihren Produktionsverhaltnissen notwendige Pla­
nung der privaten Disposition kleiner Gruppen entzieht und der 
gemeinsamen Kontrolle aller am Produktionsprozess Beteiligten 
unterstellt " (116) Wie das Kapital diese Alternative be-
antwortet: 

"Die Demokratisierung der Wirtsehaft ist 
so unsinnig wie eine Demokratisierung 
der Sehulen, der Kasernen oder der Zueht­
hauser .u 

Womit der "Industriekurier 11 (7.10 . 1965) formallogiseh seine 
Gleiehstellung von Zuehthaus und Wirtsehaft entlarvt • •• 

Politisehe Einzeltatbestande und Funktionen politiseher Sys­
teme werden in dem Band aus ihr er gesehiehtlieh-sozialen 
Genesis begriffen - in striktem Gegensatz zum methodisehen 
Positivismus der Jurisprudenz (dessen Entspreehung die ebenso 
unhistorisehen Naturreehtslehren sind) • Der Interpretations­
rahmen der Beitrage - verfasst von Mitarbeitern des Marburger 
Instituts für politisehe Wissensehaft und des Soziologisehen 
Instituts - entstammt der Marxsehen und naeh-Marxsehen Tradi­
tion : 

K l a s s e n a n t a g o n i s m e n a l s z e n t r a l e 
U r s a e h e n p o l i t i s e h - g e s e l l s e h a f t­
l i e h e r M a e h t v e r s e h i e b u n g e n . 

Diese Orientierung der Abhandlungen konnte gerade für Ju­
risten, die nur allzuoft auf einen bürgerlieh- mittelstan­
disehen Harmonie - glauben getrimmt sind, eine e n t i d e o­
l o g i s i e r e n d e Funktion haben. 
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Der Kampf der Zürcher Studenten gegen die Unterdrückung der 
politischen Meinungsausserungsfreiheit 

Die Studenten der Uni Zürich und der ETH haben im letzten 
halben Jahr einige schmerzliche aber notwendige Erfahrungen 
über die Freiheitlichkeit des "freiheitlichen Rechtsstaates" 
gemacht . Die Disziplinarfalle an der Uni und der ETH haben 
das Vertrauen breiter Schichten von Studenten (abzüglich 
1993 der Schweigenden Minderheit)in den liberalen Staat und 
dessen Behorder erschüttert. Viele Kommilitonen haben resig­
niert , viele verhalten sich passiv , weil sie die Studienzeit 
als kurze Uebergangszeit auffassen, in welcher es keine eige­
nen langfristigen Interessen zu artikulieren gibt . Diese Ein­
schatzung der Lage ist vom Einzelnen aus gesehen richtig ; sie 
verkennt aber die Allgemeinheit eines jeden staatlichen Herr­
schaftsmechanismus. Sie glaubt, die Universitat sei ein rela­
tiv herschaftsfreier Raum, in dem, im Gegensatz zu andern In­
stitutionen der Gesellschaft, Konflikte rational ausgetragen 
werden konnen, ohne die Rationalitat der gesellschaftlichen 
Bedingungen dieses Raumes zu überprüfen. 

Diese falschen Ansichten fliessen insgesamt aus dem ideolo­
gisch unbewaltigten Widerspruch zwischen dem idealistischen 
Glauben an die Absolutheit des Rechts und dem Glauben an die 
notwendige Freiheitlichkeit eines jeden Rechtsstaates . Mit 
der Absolutheit des Rechts ist hier zweierlei gemeint: seine 
ideale Selbstandigkeit und seine Totalitat in der Geltung . 
Die Anschauung der idealen Selbstandigkeit des Rechts , d.h. 
seines eigengesetzlichen Verlaufs innerhalb der Geschichte, 
ist eine Folge der tatsachlichen Totalitat seiner Geltung. 
Die bürgerliche Ideologie , welche dem Begriff "freiheitlich" 
den Begriff "totalitar" entgegensetzt, verschleiert demnach, 
dass das Recht des Rechtsstaates notwendig totalitar ist, 
d .h. dass es keine rechtsfreien Raume zulasst. 

Worin besteht folglich die Freiheit im Rechtsstaat? Begriffs­
notwendig kann diese Freiheit nicht existieren, denn Recht -
als jene Ordnung von Normen , welche sich dadurch auszeichnet , 
dass sie mit (staatlichem) zwang durchgesetzt werden kann -
hat - was immer sein Inhalt sei - die Freiheitlichkeit als 
die Sphare , in der die Bedingungen zu jenem staatlichen zwang 
fehlen , zu seinem Gegensatz. Die vorhin gestellte Frage ist 
damit aber nicht beantwortet . Denn die Antwort gibt keine 
Auskunft über die viel wichtigere Frage : Weshalb erscheint 
uns das Begriffspaar "freiheitlicher Rechtsstaat" nicht als 
Widerspruch? Weshalb gibt es tatsachlich einen "freiheitlichen 
Re~htsst.:lat"? 
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Die Antwort auf diese Fragen ist nicht mehr aus den Begriffen 
selbst abzuleiten . Die Antwort liegt in der Bezeichnung des his­
torischen Subjekts dieser Freiheitlichkeit als Bourgeoisie sowie 
in der Bezeichnung der Sicherung der Durchsetzung seiner Freiheit 
als absolutes (staatliches) Recht . 

Aus diesen Feststellungen folgt, dass der Charakter des Rechts, 
welches auf die Disziplinarfalle angewendet worden ist, welches 
sich im Regulativ manifestiert, derselbe ist wie der Charakter 
jenes Rechts, welches auf Falle von Steuerhinterziehung, Wirt­
schaftskriminalitat, verbotene Waffenausfuhr angewendet wird; 
dass der Charakter des Rechts gesellschaftlich ist; in einer Klas­
sengesellschaft das Recht Klassencharakter hat. 

Vom Aspekt des Klassencharakters des Rechts aus müssen somit die 
behordlichen Massnahmen betreffend Regulativ und Disziplinarrecht 
gesehen werden . Die Einsicht in diesen Sachverhalt wurde den Stu­
denten dadurch erleichtert, dass samtliche Disziplinarverfahren 
"politischer" Natur waren, dass die Klausel 11 agitatorisch- provo­
kativ" im Regulativ den politischen Gegner meint . Spatestens hier 
wurde nun vielen klar, wie brüchig das ideologische Fundament des 
"freiheitlichen Rechtsstaates" ist : "Für diejenigen, welche die 
Freiheit des freiheitlichen Rechtsstaates missbrauchen, gilt diese 
Frei hei t nicht. 11 Al s ob Frei hei t al s solche überhaupt missbraucht 
werden konnte~ "Missbraucht", d . h . missachtet werden konnen aller­
dings die Einengungen der Freiheit durch repressive Rechtsnormen . 
Die bürgerliche Freiheitsideologie bezweckt demnach in ihrer be­
reits ahistorischen Widersprüchlichkeit ein Doppeltes: einerseits 
die Betonung der Freiheit, wenn es um die Interessen der Bourge­
oisie geht (freie Wirtschaft), damit einhergehend das "Ungenügen" 
des Rechts (Wirtschaftskriminalitat); andrerseits die Betonung 
des Rechts, wenn es um die Interessen der Lohnabhangigen geht 
("zuerst die Gesetze andern 11

), damit einhergehend die Einschran-
kung der Freiheit ( "Missbrauch"). 

Diese zweckdienliche Widersprüchlichkeit der bürgerlichen Frei­
heitsideologie wird sich immer weniger halten konnen . Wenn das 
bürgerliche Recht "agitatorisch-provokative11 (sprich: sozialis­
tische) Veranstaltungen in den Raumen der Universitat verbietet, 
so ist dieser brutale Schlag gegen die Meinungsausserungsfreiheit 
ein Schlag gegen die bürgerliche Freiheitsideologie selbst . Die 
Folgen eines solchen Schlages sind e i n Teil der geschichtlichen 
Resultante des Niedergangs der bürgerlichen Ideologie ; sie konnen 
daher nicht rückgangig gemacht werden; hingegen kann die eingangs 
erwahnte Passivitat und Resignation vieler Studenten zur aktiven 
Solidaritat werden. 
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Einiges zum Regulativ vorn 8. Oktober 1971 

Der KstR hat im November 1971 einen Rekurs und eine staatsrecht­
liche Beschwerde gegen das Regulativ eingereicht. 

Irn Folgenden soll versucht werden, die Argumentation des KstR 
die sich zum grossten Teil rnit den Ansichten der KJS deckt, 
einerseits juristisch allgernein, anderseits praktisch an Beispie­
len, in einen weiteren Rahmen zu stellen und aufzuzeigen. 

I. Allgerneines 

1. Die Universitat Zürich ist eine unselbstandige offentlich­
rechtliche Anstalt . Juristisch sagt das vorlaufig wenig aus; 
in der konkreten Ausgestaltung bedeutet dies jedoch Folgendes: 

- Wichtige Entscheidungen werden durch die staatlichen Behor­
den (Erziehungsrat ete.) gefallt. (Wobei der Universitat in 
e inigen Fallen ein Antragsrecht zusteht). 

- Die Studentenschaft, d.h. die vielen Einzelstudenten sind 
Benützer der Universitat. Darnit sei auf den Gegensatz Be­
nützer -- Mitglieder (wie etwa bei der offentlichrechtlichen 
Korporation, wo die Mitglieder oberstes Organ sind) hinge­
wiesen. Dieser Gegensatz kann natürlich in der praktischen 
Ausgestaltung vollig verwassert werden. Doch die Entschei­
dung, die Universitat als Anstalt zu organisieren, ist be­
reits eine Weichenstellung und lasst Rückschlüsse auf die 
Grundkonzeption zu. (vgl. Unterrichtsgesetz vorn 23.12.1859 
und v.a. die Universitatsverordnung vorn 11.3 . 1920) 

2 . Dieser Regelung liegt eine Konzeption zugrunde, die, gelinde 
gesagt, nicht rnehr den heutigen Gegebenheiten entspricht . Ver­
bal wird diese Tatsache anerkannt. Man unternirnmt Aenderungen, 
die jedoch die Grundkonzeption belassen . Man kann das fest­
stellen in der neuen Disziplinarverordnung . 

3. Die Grundkonzeption lasst sich wie folgt zusarnmenfassen: 

- Die Studentenschaft ist eine heterogene Benützerrnasse, der 
als solcher nur sehr beschrankte Kornpetenzen zukornmen kann . 

- Oberster Zweck der Universitat ist die Ausbildung junger 
Leute und die wissenschaftliche Forschung. Diese Tatigkeit 
ist vollig apolitisch, da die Wissenschaft als solche apo­
litisch ist . 

- Politische Willensausserungen irn Rahrnen der Universitat wider­
sprechen daher der wertfreien wissenschaftlichen Forschung 
und sind sornit nicht opportun . 
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- Damit beschrankt sich die Tatigkeit der Studentenschaft auf 
universitarorganisatorische Belange . - Für die Politik gibt 
es ausserhalb der Universitat genügend Betatigungsmoglich­
keiten . 

Man werfe einen kurzen Blick auf die Geschichte der europaischen 
Universitaten, man erinnere sich, dass vor noch nicht allzu langer 
Zeit politische Meinungsausserungen von Seiten der Universitat, 
resp . der Studentenschaft absolut unterstützt wurden, namlich dann, 
wenn sie der herrschenden politischen Meinung entsprachen . 

Im Weiteren gehe ich nicht ein auf die Meinung, die Wissenschaft 
sei apolitisch, und die Studentenschaft sei zu politischen Meinungs­
ausserungen nicht kompetent, doch vgl . zu diesem Thema das sehr 
gute Buch von Ulrich K. Preuss 11 Das politsche Mandat der Studenten­
sch aft11 mit Guta chten von R. Havemann, W. Hofmann und J . Habermas l 
A. Wellmer Ed. Suhrkamp Bd . 317 . 

zusammenfassend lasst sich sagen: 

- Juristische Argumentationen bornieren sich zwangslaufig an der 
unter 3 . dargelegten Grundkonzeption, mindestens heute in der 
Schweiz . 

- Politische Argumentationen und Aktionen geraten sehr oft, wenn 
nicht fast immer in den Ruf der Agitation, wenn sie diese Grund­
konzeption , v . a . den Benützerstatus und die Wertfreiheit der 
Wissenschaft, ant asten . 

Unter diesen Voraussetzungen sei nun die staatsrechtliche Besch­
werde und der Rekurs beleuchtet . 

II . Die staatsrechtliche Beschwerde und der Rekurs 

l . Die juristischen Grenzen der Argumentation sind weiter 
oben festgehalten worden . 

2 . Beispiel l 

Regulativ Ziff . 2 Abs . 2 : 11 Bewilligungen (für Veranstal ­
tungen) werden nicht erteilt , wenn die Veranstaltung agi ­
tatorisch provokativen Char akter hat oder wenn eine Sto­
rung des Unt errichts oder des allgemeinen Betriebes zu 
fürchten ist . .. 

Die Vorwürfe lauten : 

Agitatorisch provokativ setzt ein Werturteil voraus . Da 
keine Kriterien für diesen Begriff aufgestellt sind, kann 
willkürlich entschieden werden. (Die Problematik ergibt 
sich au's der Zusammenfassung unter I . 3 . ) 
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Ueberschreitung des Grundsatzes der Verha1tnismassigkeit, 
der in der neueren Literatur a1s umfassender Grundsatz des 
Verwa1tungsrechtes gi1t (vg1 . Imboden 3 . Auf1age, s . 220) . 

Es bestreitet niemand, dass jede Ansta1t für die Sicher­
ste11ung eines geordneten Betriebes, Rege1n aufste11en 
muss . - Reicht da nicht schon der zweite Tei1 der Ziff . 2 
Abs. 2 ???) 

Man merkt die Absicht und ist verstimmt 

3. Beispie1 2 

Regu1ativ Ziff. 11: "Das Verkaufen von Drucksachen a11er 
Art ist nur am Kiosk er1aubt und b1eibt im übrigen der zent­
ra1tste11e der Studentenschaft vorbeha1ten, soweit die 
vertrag1ichen Abmachungen mit dem Buchhand1er- und Ver-
1egerverein den Verkauf nicht weiter beschranken. 11 

Ich zittiere aus Ziff. 4 der staatsrecht1ichen Beschwerde: 

"Was den Verkauf von Drucksachen an der Universitat be­
trifft, so scheint es durchaus sinnvo11, ihn der zentra1-
ste11e zu über1assen, da diese Organisation Gewahr dafür 
bietet, dass die erwahnten Abmachungen mit dem Buchhand1er­
und Ver1egerverein eingeha1ten werden. 

Durch den Grundsatz der Verha1tnismassigkeit und Notwendig­
keit nicht gedeckt, ist jedoch die Beschrankung der Ver­
kaufser1aubnis auf eine Verkaufsste11e . Gerade dann, wenn 
a11ein die Zentra1ste11e berechtigt ist, Drucksachen zu 
verkaufen, muss strikte darauf geachtet werden, dass sie 
in dieser Tatigkeit nur insoweit eingeschrankt wird, a1s 
es der Universitatsbetrieb unbedingt erfordert . Jede wei­
tergehende Beschrankung bedeutet eine unzu1assige Einen­
gung des Rechts auf freie Meinungsausserung, das gerade 
heute in grossem Umfang durch die Verbreitung von Druck­
erzeugnissen ausgeübt wird . 

So gibt es nicht wenige studentische Vereinigungen in den 
einze1nen Faku1taten, die zwar über ein mehr oder minder 
bescheidenes Mittei1ungsb1att verfügen, jedoch darauf an­
gewiesen sind, dieses zu verkaufen, um aus dem Er1os die 
nachste Nummer finanzieren zu konnen . Gerade diese Grup­
pen werden unverha1tnismassig hart getroffen, da es ihnen 
nun nicht mehr móg1ich ist, ihre Drucksachen dort zu ver­
kaufen, wo es ihnen am günstigsten erscheint, sondern auf 
eine einzige Verkaufsste11e angewiesen sind . Diese Ver­
kaufsste11e steht übrigens an einem für die meisten Stu­
denten ungünstigen Ort .. • (Es wird wieder die Ueber­
schreitung des Grundsatzes der Verhaltnismassigkeit ge­
rügt. Dann wird weitergefahren:) ... Der Verkauf darf 
erst dann und dort verboten werde n, wenn daraus Sto­
rungen des Universitatsbetriebs entstehen ... 
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Beizufügen ware noch: 

- Es ist nicht verboten, Zeitungen gratis aufzulegen. 
- Diejenigen, die sich das leisten konnen, werden durch 
das Verbot nicht berührt . 

- Erstaunlich ist, dass nicht einmal die Moglichkeit der 
Erteilung einer Bewilligung besteht . - Würde durch die 
Vermeidung der oben angeführten Hartefalle die Ordnung 
gestort? 

- Ich frage: Will man die Ordnung aufrecht erhalten, oder 
die Meinungsverbreitung einem Zensus unterwerfen? 

Schlussfolgerungen 

Ich habe zwei Beispiele herausgegriffen ; in den an­
deren Ziffern des Reglementes zeigen sich ahnliche, 
wenn nicht sogar parallele Probleme . 

Der zusammenhang Reglement -- universitare Grundkon­
zeption -- und die Entwicklung an der Universitat 
(nicht zuletzt die Disziplinarverfahren) ist evident. 

Ich meine: Das Verharren auf Positionen, ihre Unter­
mauerung mit Reglementen, deren Akzentuierung über 
das Ziel (namlich geordneter Universitatsbetrieb), 
und dazu in einer bestimmten Richtung, hinausschiesst, 
führt zu einer Verscharfung des universitaren Klimas. 
- Verscharfte Reaktionen bestimmen den Teufelskreis . 

Ich unterstelle das nicht als Absicht, ich stelle 
aber fest, dass solche Praktiken die Universitat im­
mer mehr in eine anachronistische Isolation führen, 
womit sie einzig noch anpasst und nichts mehr weiter 
zu bieten hat . Das war früher moglich, heute nicht 
mehr. 
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Das Seminar 11Demokratie und Rechtsstaat " 
ws 70/71 bei Prof . w. Kagi 

l . Kritik der Methode 

Es wurde in diesem Seminar diskutiert darüber, was Demokratie 
alles sein konnte, aber nicht darüber, was Demokratie ist . 

Der Versuch, Demokratie zu definieren ohne gleichzeitigen Ver­
such der Objektivation des historischen Prozesses, welcher, von 
den verschiedenen Bedingung der verschiedenen Landern ausge-
hend, zu demokratischen Strukturen tendiert, führt zwangslaufig 
zur Ansicht, Demokratie sei, losgelost von ihren realen Bedin­
gungen, lediglich als gesellschaftliche Form existent . Ware dies 
der Fall, dann müsste gar keine Schwierigkeit bestehen, Demo­
kratie zu definieren; es gabe nur eine Definition und Demokratie 
ware das Resultat eines allgemeinen Konsensus . Dieser allgemeine 
Konsensus existiert aber nicht nicht, weil verschiedene Leute 
Demokratie verschieden definieren, d .h. aus dem Begriff etwas 
Verschiedenes ableiten, sondern er existiert deshalb nicht, weil 
die realen Bedingungen dieser gesellschaftlichen Form die realen 
Bedingungen der Widersprüche gesellschaftlicher Verhaltnisse sind . 
Reale Bedingungen der Widersprüche gesellschaftlicher Verhaltnisse 
konnen in ihrer Erscheinungsform nur an den sich andernden Stufen 
der gesellschafts-okonomischen Widersprüche des historischen Pro­
zesses erkannt werden . Das Kriterium der Analyse einer Gesell­
schaftsform ist denn auch nicht ausserhalb der Geschichte zu fin­
den: die als historischer Prozess sich vollziehende Veranderung 
gesellschaftlicher Strukturen liefert allein die Grundlage zur 
begrifflichen Abgrenzung verschiedener Gesellschaftsformen, weil 
sich einzig durch Veranderung der gesellschaftlichen Verhalt­
nisse auch deren Verschiedenheit ausdrücken konnte und kann . 

2. Kritik der Stellung, der personlichen Freiheit 
innerhalb des Demokratiebegriffes 

Es werden 12 Begriffselemente genannt in einer bestimmten Rei ­
henfolge, welche die richtige Vorstellung von Demokratie ergeben 
sollen . An erster Stelle steht die personliche Freiheit . Der 
Sinn von Prof . Kagis Ueberzeugung : wo keine personliche Freiheit 
besteht, herrscht keine Demokratie . 


